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Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit übersende ich Ihnen die zurzeit geltenden Vorschriften, die die Gewäh-
rung von Erholungsurlaub und Zusatzurlaub betreffen, mit der Bitte um Kenntnis
und Beachtung. Diese Vorschriften sollen Ihnen dabei hilfreich sein. Über den ak-
tuellen Stand dieser Vorschriften werde ich Sie durch weitere Rundschreiben stän-
dig informieren. Hierzu gebe ich Ihnen weitere Hinweise:

1. Regelungen für Beamte

Gemäß § 2 Absatz 3 Satz 4 letzter Halbsatz der Niedersächsischen Erholungsur-
laubsverordnung (NEUrlVO) haben Professorinnen und Professoren ihren Erho-
lungsurlaub rech!zeitig vor Antritt dem Präsidenten anzuzeigen.

Gemäß § 2 Absatz 3 Satz 3 NEUrlVO hat das wissenschaftliche Personal bei der In-
anspruchnahme seines Erholungsurlaubes die Bindung seiner Lehrverpflichtung
zu berücksichtigen.

Auf die erweiterte Regelung zum Antritt von Resturlaub gemäß § 8 Absatz 1 Satz 2
NEUrlVO wird hingewiesen.

2. Regelungen für Beschäftigte

Die §§ 26 und 27 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV -L) i. V .m.
dem Bundesurlaubsgesetz (BUrIG) regeln den Urlaubsanspruch der Beschäftigten
und die Besonderheiten der Berechnung von Bruchteilen der Urlaubstage. Urlaub
ist grundsätzlich zusammenhängend zu gewähren und ein Urlaubsteil soll dabei
die Dauer von mindestens zwei Wochen erreichen. Für Beschäftigte an Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen gilt § 40 Nr. 7 zu § 26 TV-L als Sonderregelung.
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3. 

Urlaubsanspruch der Auszubildenden im letzten Ausbildungsjahr

Endet das Ausbildungsverhältnis vorzeitig durch Bestehen der Absch.luß- bzw. Ge-sellenprüfung, 
beträgt der Urlaubsanspruch ein Zwölf tel für jeden vollen Monat

der Berufsausbildung (§ 1 Nr. 3 Berufsausbildungsvertrag i. V .m. § 9 Tarifvertrag für
Auszubildende der Länder in Ausbildungsberufen nach dem Berufsbildungsgesetz
(TV A-L BBiG), § 26 TV-L und § 5 Absatz 1 BUrIG).

4. 

Führung einer Urlaubskartei

Die Hochschuleinrichtungen führen für jede Mitarbeiterin/ jeden Mitarbeiter (Be-
amte, Beschäftigte, Auszubildende) in jedem Urlaubsjahr (Kalenderjahr) eine Ur-
laubskartei. Hierin sind folgende Angaben zur Person in die Urlaubskartei aufzu-
nehmen:

Name, Vorname, Geburtsdatum, Lebensalter, beschäftigt als, Eintritt am, Austritt
am, zustehender Jahresurlaub, freie Tage, Zusatzurlaub (nach dem Schwerbehin-
dertengesetz oder tariflicher Vorschriften), Resturlaub aus dem Vorjahr, beantrag-
ter Urlaub, verbleibender Resturlaub, Sonderurlaub, Arbeitsbefreiung, Bildungsur-
laub.

5. 

Allgemeines

~ür 

die ßeantragung und Genehmigung des Erholungs- und Zusatzurlaubes bitte
ch folgende Verfahrensweise vorzusehen:

Der Urlaubs antrag ist rechtzeitig vor Urlaubsbeginn schriftlich zu stellen und
schriftlich zu genehmigen. Nach Ablauf des Urlaubes ist die Urlaubsgewährung zur
Sachakte des Instituts/ der Hochschuleinrichtung zu nehmen und für eine eventu-
elle Nachprüfung gemäß § 18 Absatz 1 Buchstabe b) Niedersächsische Aktenord-
nung fünf] ahre aufzubewahren.

Die Dekaninnen/ Dekane, Direktorinnen/ Direktoren, Leiterinnen/ Leiter der Ein-
richtungen und Institute werden aus Fürsorgegründen gebeten darauf zu achten,
daß der Urlaub möglichst im laufenden Kalenderjahr angetreten wird.

Jrlaubskarteien können bei Frau Helga Kleinewig, Tel.: 2163, bestellt werden.

itte dieses Rundschreiben in den Sekretariaten aufzubewahren und Neueinge-
stell n bei Djienstantritt zur Kenntnis zu geben.

Mit fr undli hen Grüßen
Im Au trag%:'
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Niedersächsi~he Erholung,o;urlaubsverordnung (NEUrlVO)
in der Fassung vom 7. September 2004

§1

Anwendungsbereich

'Diese Verordnung regelt den Erholungsurlaub für Beamtin-
nen und Beamte im Sinne des § 1 NBG sowie für Richterinnen
und Richter im Landesdienst. 2Auf Ehrenbeamtinnen und
Ehrenbeamte findet sie keine Anwendung.

§2

Urlaubsjahr, Urlaubserteilung

(1) Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr, soweit nichts anderes
bestimmt ist.

(2) Erholungsurlaub ist auf Antrag zu erteilen, sofern die
ordnungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte oder der
geordnete Ablauf der Ausbildung gewährleistet ist.

(3) 1Lehrkräfte an öffentlichen Schulen erhalten den ihnen
zustehenden Erholungsurlaub während der Schulferien. 2Eißes
Antrages bedarf es nicht. 3Wissenschaftliches und künstleri-
sches Personal an Hpchschulen hat bei der Inanspruchnahme
seines Erholungsurlaubs die Bindung seiner Lehrverpffich-
lungen an bestimmte Zeiten zu beriicksichtigen. 'Professo-
rinnen und Professoren sowie Hochschuldozentinnen und
-dozenten,. für die die Vorschriften über die Arbeitszeit liicht
gelten, sind von der AntragsteIlung befreit, haben ihren Er-
holungsurlaub jedoch rechtzeitig vor Antritt der Hochschule
anzuzeigen. 5Satz 4 gilt nicht für d~ hauptamtliche Lehr-
personal an der Fachhochschule für Verwaltung und Rechts-pflege.

§3

Wartezeit

IErholungsurlaub kann erst sechs Monate, bei Jugendlichen
drei Monate, nach der Einstellung beansprucht werden (Warte-
zeit). 2Dies gilt nicht, wenn der Zeitpqnkt des Urlaubs nach
§ 2 Abs. 3 bestimmt ist. 3Der Erholungsurlaub kitnn vor Ab-
lauf der Wartezeit gewährt werden, wenn die~ aus besonderen
Gründen erforderlich erScheint. 'Bestand unmittelbar vor der
Einstellung schon l1in Beschäftigungsverhältnis im öffentli-
chen Dienst, so ist die darin zurückgelegte Zeit auf die Warte-
zeit anzurechnen.

§4

Urlaubsdauer und Berechnungsgrundlagen

(1) Der Urlaub beträgt grundsätzlich für jedes Urlaubsjahr

1. bis ZUIi1 vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage.

2. bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeitstage und

3. nach dem vollendeten 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage.

(2) Für die Urlaubsdauer ist das Lebensjahr maßgebend.
das im Laufe des Urlaubsjahres vollendet wird.

(3) 'Arbeitstage sind alle Kalendertage. an denen Dienst zu
leisten ist. 'Endet eine Dienstschicht nicht an dem Kalender-
tag. an dem sie begonnen hat. so gilt als Arbeitstag nur der
Kalendertag, an dem sie begonnen hat. 3Auf einen Werktag
fallende gesetzliche Feiertage, für die kein Freizeitausgleich
gewährt wird, gelten nicht als Arbeitstage.

die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
im Durchschnitt des Urlaubs jahres auf we!1iger als fünf
Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt. so vermindert sich
der Urlaub für jeden zusätzlichen arbeitsfreien Tag im Urlaubs-
jahr um ein Zweihundertsechzigstel des Urlaubs nach § 4
Abs. 1. 3Ändert sich die Verteilung der regelmäßigen Arbeits-
zeit, so ist bei der Urlaubs berechnung, soweit sie nicht nach
Absatz 9 erfolgt. die Zahl der Arbeitstage zugrunde zu legen,
die sich ergeben würde, wenn die für die Zeit des Erholungs-
urlaubs maßgebende Verteilung der Arbeitszeit für das ganze
Urlaubsjahr gelten würde,

(2) Beginnt oder endet eine Beschäftigung im.öffentlichen
Dienst im Laufe des Urlaubsjahres. so beträgt der Urlaub für
jeden vollen Kalendermonat einZwölftel des Jahresurlaubs.

(3) Unmittelbar vorhergehende hauptberufliche Tätigkeiten

1. im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften
oder ihrer Verbände,

2. im Dienst der Fraktionen des Bundestages oder der l.a!1d-
tage oder kommunaler Vertretungskörperschaften,

3. im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden sowie von
Spitzenverbänden der Sozialversic4erung

gelten als Beschäftigung im Sinne des Absatzes 2.

(4) Ist in einem anderen Beschäftigungsverhältnis für eine
Zeit,für die nach dieser Verordnung Urlaub zusteht, bereits
Erholungsurlaub gewährt oder abgegolten worden, so ist die-
ser anzurechnen.

(5) 1Der Erholungsurlaub wird für jeden vollen Kalender-
monat eines Urlaubs ohne Bezüge um ein Zwölf tel gekürzt.
ZWurde der zustehende Erholungsurlaub vor dem Beginn des
Urlaub$ ohne Bezüge nicht oder nicht vollständig erteilt, so ist
der Resturlaub nach dem Ende des Urlaubs ohne Bezüge im
laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr zu erteilen. ~urde
vor Beginn des Urlaubs ohne Bezüge mehr. Erholungsurlaub
gewährt, als nach Satz 1 zusteht. so ist der ErholungsUrlaub,
der nach dem Ende des Urlaubs ohne Bezüge zusteht, um die
zu viel gewährten Urlaubstage zu kürzen. 'Der Erholungs-
urlaub wird nicht nach Satz 1 gekürzt, wenn spätestens bei
Beendigung des Urlaubs ohne Bezüge schriftlich anerkannt
worden ist, dass der Urlaub ohne Bezüge dienstlichen Interes-
sen oder öffentlichen Belangen dient.

(6) In dem Jahr, in dem im Rahmen einer Teilzeitbeschäfti-
gung gemäß § 80 Abs. 4, § 80 b Abs. 2 Satz 1 NBG oder § 4 f
Abs. 2 Satz 1 des Niedersächsischen Richtergesetzes zum
Ausgleich zeitweilig erhöhter Arbeitszeit eine volle Freistel-
lung vom Dienst ~t oder endet, wird der Erholungsur-
laub nach AbsatZ 5 Sätze 1 bis 3 berechnet.

(7) Abweichend von Absatz 2 beträgt der Urlaub bei Eintritt
in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze in der
ersten Jahreshälftesechs Zwölftel des Jahresurlaubs und zwölf
Z,,!ölftel bei Errei<;ben der Altersgrenze in der zweiten Jahres-
hälfte.

(8) Ergibt sich am Ende der Berechnung des zustehenden
Urlaubs ein Bruchteil von mindestens 0;5 eines Tages, so wird
er auf einen vollen Tag aufgerundet; geringere Bruchteile wer-
den abgerundet.

(9) 'In Dienststellen, in denen die durchschnittliche wö-
chentliche Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten auf mehr
oder weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist und diese Verteilung Änderungen unterliegt, kann der
Erholungsurlaub einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs
nach Stunden berechnet werden, wobei jeder nach § 4 Abs. 1
zustehende Urlaubstag und etwaiger Zusatzurlaub mit einem
Fünftel der regelmäßigen oder für die Beamtin oder den
Beamten festgesetzten Arbeitszeit ange~etzt wird. 'Absatz 8
findet keine Anwendung. -'

§5

Dauer des Urlaubs in besonderen Fällen

(1) 'Ist die dwchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf mehr als fünf
Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, so erhöht sich der
Urlaub für jeden zusiitzlichen Arbeitstag im Urlaubsjahr um
ein Zweihundertsechzigstel des Urlaubs nach § 4 Abs. 1. 21st
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(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht, wenn regelmäßig wie-
derkehrend em Dienst von zusammenhängend 24 Stunden
Dauer geleistet wird; ist mindestens ein Viertel des regelmäßig
wiederkehrenden Dienstes kürzer als 24, aber länger als
11 Stunden, so wird für je fünf Monate einer solchen Dienst-
leistung im Urlaubsjahr ein Arbeitstag Zusatzurlaub gewährt.

§6

Zusatzurlaub für Schichtdienst und Nachtdienst

(1) lWird Dienst nach einem Schichtplan verrichtet, der
einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in
Wechselschichten bei ununterbrochenem Fortgang der Arbeit
während der ganzen Woche, gegebenenfalls mit einer Unter-
brechung der Arbeit am Wochenende von höchstens 48 Stun-
den Dauer, vorsieht, und sind dabei nach dem Dienstplan im
Jahresdurchschnitt in je fünf Wochen mindestens 40 Arbeits-
stunden in der Nachtschicht zu leisten, so wird bei einer
solchen Dienstleistung ein Anspruch auf Zusatzurlaub erwor-
ben, sobald die Dienstleistung umfasst:

§7

Weiterer Zusatzurlaub

'Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung, denen wegen
eines Schadens an Körper oder Gesundheit oder wegen Scha-
dens an Freiheit Entschädigungsleistungen nach dem Bundes-
entschädigungsgesetz zuerkannt worden sind, erhalten einen
Zusatzurlaub von drei Arbeitstagen. 2Besteht ein Renten-
anspruch wegen Schadens an Körper oder Gesundheit nach
diesem Gesetz, so beträgt der Zusatzurlaub fünf Arbeitstage.
3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit ein Zusatzurlaub nach
dem Neunten Buch des Sozialgesetzbuchs zusteht. 4§ 5 Abs. 1
ist auf den weiteren Zusatzurlaub nicht anzuwenden.

inder
5-Tage-Woche

inder
6-Tage-Woche

Zusatzurlaub

§8

Urlaubsantritt und Verfall

(1) 'Der Urlaub soll grundsätzlich im Urlaubsjahr abgewi-
ckelt werden. 2Resturlaub, der nicht bis zum Ablauf der ersten
neun Monate des folgenden Urlaubsjahres angetreten worden
ist. verfäUt. 3Hat eine Beamtin vor Beginn der Beschäftigungs-
verbote nach der Mutterschutzverordnung ihren Urlaub nicht
oder nicht vollständig erhalten, so kann sie den Resturlaubnach 

Ablauf der Fristen im laufenden oder im nächsten
Urlaubsjahr beanspruchen,

(2) Bei einem Eintritt in den öffentlich~n Dienst im Lauf des
Urlaubsjahres verfällt der Urlaub. wenn er nicht bis zum Ende
des folgenden Urlaubsjahres angetreten ist.

§9

Erkrankung

(1) Wird eine während d~s Urlaubs durch Krankheit be-
dingte Dienstunfähigkeit unverzüglich angezeigt, so wird die
Zeit der. Dienstunfähigkeit nicht auf den Erholungsurlaub
angerechnet.

(2) Die Dienstunfähigkeit ist grundsätzlich durch ein ärzt-
liches Zeugnis nachzuweisen, auf Verlangen ist ein amts- odervertrauensärztliches 

Zeugnis vorzulegen.

§ 1Q

Widerruf und V e~le~g

(1) 'Die Bewilligung des Erholungsurlaubs kann aus drin-
genden dienstlichen Gründen widerrufen werden. znie mit
Rüt;:ksicbt auf den erteilten Urlaub entstandenen Aufwendun-
gen der oder des Bediensteten sind in angemessenem Umfang
zu ersetzen.

(2) Einem Antrag auf Verlegung oder auf vorzeitige Beendi-
gung eines bereits bewilligten Urlaubs ist zu entsprechen.
wenn dienstJiche Gründe niCht entgegenstehen.

§ 11

In-Kraft- Treten *)

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1997 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Erholungsurlaubsverordnung vom2. 
Oktober 1990 (Nds.GVBI. 8.444) außer Kraft.

*) Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten der Verordnung in der
ursprünglichen Fassung vom 12. Dezember 1996 (Nd.~. GVBl.
S. 512). Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der späteren Anderun-
gen ergibt sich aus den in der vorangestellten Bekanntmachung
näher bezeichneten Verordnungen.

Dienstleistung an mjndestens

87 Arbeitstagen 104- Arbeitstagen 1 Arbeitstag

130 Arbeitstagen 156 Arbeitstagen 2 Arbeitstage

173 Arbeitstagen 208 Arbeitstagen 3 Arbeitstage

195 Arbeitstagen 234 Arbeitstagen 4 Arbeitstage.

2ßeianderweitiger Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit
ist die Zahl der für die Gewährung des Zusatzurlaubs maß-
gebenden Arbeitstage entsprechend zu ermitteln. 3Dabei ist
von vorstehender Tabelle für die 5-Tage-Woche auszugehen,
Bruchteile sind gemäß § 5 Abs. 8 zu runden.

(2) lWird nach einern Schichtplan Dienst zu erheblich
unterschiedlichen Zeiten verrichtet, ohne dass die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, So wird ein Anspruch
erworben auf

einen Arbeitstag Zusatzurlaub. sobald mindestens 110 Shmden,

zwei Arbeitstage ZusatZurlaub, sobald mindestens 220 Shmden,

drei Arbeitstage Zusatzurlaub, sobald mindestens 330 Stunden,

vier Arbeitstage Zusatzurlaub, sobald mindestens 450 Shmden

Nachtdienst geleistet worden sind. 'Die Voraussetzungen des
Sat~es 1 sind nur erfüllt, wenn die Lage oder die Dauer der
Schichten überwiegend um mindestens drei Stunden voneIn-
ander abweicht.

(3) Werden weder die Voraussetzungen des Absatzes 1 noch
die des Absatzes 2 erfüllt, so ~ird ein Anspruch erworben auf

einen Arbeitstag Zusatzurlaub, sobald mindestens 150 Stunden,

zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, sobald mindestens 300 Stunden,

drei Arbeitstage Zusatzurlaub, sobald mindestens 450 S~den,

vier ArbeitStage Zusatzurlaub, sobald mindestens 600 Stunden

Nachtdienst geleistet worden sind.

(4) Bei einer Errnäßigung der Arbeitszeit nach § 80 a, 80 b
oder 87 a NBG sind die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass die Zahl der geforderten Arbeitsstunden in
der Nachtschicht oder der geforderten Nachtdienststunden im
Verhältnis der errnäßigten Arbeitszeit zur regelmäßigen
Arbeitszeit gekürzt wird.

(5) Der Bel!1essung des Zusatzurlaubs für ein Urlaubsjahr
werden die in diesem Urlaubsjahr erbrachten Dienstleistun-
gen nach den Absätzen 1 bis .4 zugrunde gelegt; dabei ist § 5
nicht anzuwenden.

(6) lDer Zusatzurlaub darf insgesamt vier Arbeitstage für
das Urlaubsjahr nicht überschreiten. 2Unabhängig von dieser
Höchstgrenze erhöht er sich um einen Arbeitstag, wenn in
dem Urlaubsjahr das 50. Lebensjahr vollendet wird oder
bereits vollendet ist.

(7) Nachtdienst ist der im Rahmen der regelmäßigen Arbeits-
zeit dienstplanmäßig geleistete Dienst zwischen 20.00 Uhr
und 6.00 Uhr.
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Neubekanntmachung
der Niedersächsischen Erholungsurlaubsverordnung

Anlage 2Vom 7. September 2004

1Aufgrund des Artikels 2 der Verordnung zur Änderung
der Niedersächsischen Erholungsurlaubsverordnung vom
16. August 2004 (Nds. GVBI. S. 312) wird nachstehend der
Wortlaut der Niedersächsischen Erholungsurlaubsverord-
nungvom 12. Dezember 1996 (Nds. GVBI. S. 512) in der nun-
mehr geltenden Fassung unter Berucksichtigung

1. der Verordnung vom 19. Juni 2000 (Nds. GVBI. S. 118)
und

2. des Artikels 1 der Verordnung vom 16. August 2004
(Nds. GVBI. S. 312)

bekannt gemacht. 2Die Verordnungen wurden erlassen

zu 1.: aufgrund des § 99 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit
§ 268 a des Niedersächsischen Beamtengesetzes (NBG)
in der Fassung vom 11. Dezember 1985 (Nds. GVBI.
S. 493). zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 29. März 2000 (Nds.'GVBI. S. 66). und in Verbin-
dung mit § 4 Abs. 1 des Niedersächsischen Richter-
gesetzes vom 14. Dezember 1962 (Nds. GVBI. S. 265).
zUletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
29. März 2000 (Nds. GVBI. S. 66).

zu 2.: aufgrund des § 99 Abs. 1 und 3 in Verbindung mit
§ 268 ades Niedersächsischen Beamtengesetzes in
der Fassung vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBI. S. 33).
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
31. Oktober 2003 (Nds. GVBI. S. 372). und in Ve~in-
dung mit § 4 Abs. 1 des Niedersächsischen Richter-
gesetzesvom 14. Dezember 1962 (Nds. GVBI. S. 265).
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
31, Oktober 2003 (Nds. GVBI. S. 372).

Hannover, den 7. September 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

Schünemann

Minister
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Mindesturlaubsgesetz tür Arbeitnehmer (Bundesurlaubs-

gesetz)

BUrlG

Ausfertigungsdatum: 08.01.1963

Vollzitat:

"Bundesurlaubsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 800-4,
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 7. Mai
2002 (BGBI. I S. 1529) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 7 G v. 7.5.2002 1529

Fußnote

Textnachweis Geltung ab: 1.11.1974

Maßgaben aufgrund EinigVtr vgl. BUrlG Anhang EV

Eingangsformel

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 Urlaubsanspruch

Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub.

§ 2 Geltungsbereich

Arbeitnehmer im Sinne des Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Be-
rufsausbildung Beschäftigten. Als Arbeitnehmer gelten auch Personen, die wegen ihrer
wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; für
den Bereich der Heimarbeit gilt § 12.

§ 3 Dauer des Urlaubs

(1) Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 24 Werktage.

(2) Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind.

§ 4 Wartezeit

Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen
des Arbeitsverhältnisses erworben.

§ 5 Teilurlaub

(1) Anspruch auf ein Zwölf tel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens
des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitnehmer

a) für Zeiten eines Kalenderjahrs, für die er wegen Nichterfüllung der Wartezeit in die-
sem Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt;



b) wenn er vor erfüllter Wartezeit aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet;

c) wenn er nach erfüllter Wartezeit in der ersten Hälfte eines Kalenderjahrs aus dem Ar-
beitsverhältnis ausscheidet.

(2) Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle
Urlaubstage aufzurunden.

(3) Hat der Arbeitnehmer im Falle des Absatzes 1 Buchstabe c bereits Urlaub über den ihm
zustehenden Umfang hinaus erhalten, so kann das dafür gezahlte Urlaubsentgelt nicht zu-
rückgefordert werden.

§ 6 Ausschluß von Doppelansprüchen

(1) Der Anspruch auf Urlaub besteht nicht, soweit dem Arbeitnehmer für das laufende Ka-
lenderjahr bereits von einem früheren Arbeitgeber Urlaub gewährt worden ist.

(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem Arbeit-
nehmer eine Bescheinigung über den im laufenden Kalenderjahr gewährten oder abgegol-
tenen Urlaub auszuhändigen.

§ 7 Zeitpunkt, Übertragbarkeit und Abgeltung des Urlaubs

(1) Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers
zu berücksichtigen, es sei denn, daß ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche Belange
oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den Vor-
rang verdienen, entgegenstehen. Der Urlaub ist zu gewähren, wenn der Arbeitnehmer dies
im Anschluß an eine Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation verlangt.

(2) Der Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, daß dringende betriebli-
che oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs er-
forderlich machen. Kann der Urlaub aus diesen Gründen nicht zusammenhängend gewährtwerden, 

und hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Urlaub von mehr als zwölf Werktagen, so
muß einer der Urlaubsteile mindestens zwölf aufeinanderfolgende Werktage umfassen.

(3) Der Urlaub muß im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Über-
tragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betrieb-
liche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Fall der
Übertragung muß der Urlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahrs ge-
währt und genommen werden. Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist ein nach § 5 Abs. 1
Buchstabe a entstehender Teilurlaub jedoch auf das nächste Kalenderjahr zu übertragen.

(4) Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht
mehr gewährt werden, so ist er abzugelten.

§ 8 Erwerbstätigkeit während des Urlaubs

Während des Urlaubs darf der Arbeitnehmer keine dem Urlaubszweck widerspre-
chende Erwerbstätigkeit leisten.

§ 9 Erkrankung während des Urlaubs

Erkrankt ein Arbeitnehmer während des Urlaubs, so werden die durch ärztliches Zeugnis
nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den Jahresurlaub nicht angerechnet.



§ 10 Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation

Maßnahmen der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation dürfen nicht auf den Ur-
laub angerechnet werden, soweit ein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts
nach den gesetzlichen Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall be-
steht.

§ 11 Urlaubsentgelt

(1) Das Urlaubsentgelt bemißt sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst, das
der Arbeitnehmer in den letzten dreizehn Wochen vor dem Beginn des Urlaubs erhalten
hat, mit Ausnahme des zusätzlich für Überstunden gezahlten Arbeitsverdienstes. Bei
Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur, die während des Berechnungs-
zeitraums oder des Urlaubs eintreten, ist von dem erhöhten Verdienst auszugehen.Verdienstkürzungen, 

die im Berechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfäl-
len oder unverschuldeter Arbeitsversäumnis eintreten, bleiben für die
Berechnung des Urlaubsentgelts außer Betracht. Zum Arbeitsentgelt gehörende Sachbe-züge, 

die während des Urlaubs nicht weitergewährt werden, sind für die Dauer des Urlaubs
angemessen in bar abzugelten.

(2) Das Urlaubsentgelt ist vor Antritt des Urlaubs auszuzahlen

§ 12 Urlaub im Bereich der Heimarbeit

Für die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen nach § 1 Abs. 2 Buchstaben abis c
des Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellten, für die die Urlaubsregelung nicht aus-
drücklich von der Gleichstellung ausgenommen ist, gelten die vorstehenden Bestim-
mungen mit Ausnahme der §§ 4 bis 6, 7 Abs. 3 und 4 und § 11 nach Maßgabe der

folgenden Bestimmungen:

1. Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe ades Heimarbeitsgesetzes) und nach § 1 Abs. 2
Buchstabe ades Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellte erhalten von ihrem Auftraggeber
oder, falls sie von einem Zwischenmeister beschäftigt werden, von diesem bei einem
Anspruch auf 24 Werktage ein Urlaubsentgelt von 9,1 vom Hundert des in der Zeit vom
1. Mai bis zum 30. April des folgenden Jahres oder bis zur Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses verdienten Arbeitsentgelts vor Abzug der Steuern und Sozialversi-
cherungsbeiträge ohne Unkostenzuschlag und ohne die für den Lohnausfall an Feierta-
gen, den Arbeitsausfall infolge Krankheit und den Urlaub zu leistenden Zahlungen.

2. War der Anspruchsberechtigte im Berechnungszeitraum nicht ständig beschäftigt, so
brauchen unbeschadet des Anspruches auf Urlaubsentgelt nach Nummer 1 nur so viele
Urlaubstage gegeben zu werden, wie durchschnittliche Tagesverdienste, die er in der
Regel erzielt hat, in dem Urlaubsentgelt nach Nummer 1 enthalten sind.

3. Das Urlaubsentgelt für die in Nummer 1 bezeichneten Personen soll erst bei der letzten
Entgeltzahlung vor Antritt des Urlaubs ausgezahlt werden.

4. Hausgewerbetreibende (§ 1 Abs. 1 Buchstabe b des Heimarbeitsgesetzes) und nach §
1 Abs. 2 Buchstaben bund c des Heimarbeitsgesetzes Gleichgestellte erhalten von ih-
rem Auftraggeber oder, falls sie von einem Zwischen meister beschäftigt werden, von
diesem als eigenes Urlaubsentgelt und zur Sicherung der Urlaubsansprüche der von ih-
nen Beschäftigten einen Betrag von 9,1 vom Hundert des an sie ausgezahlten Arbeits-
entgelts vor Abzug der Steuern und Sozialversicherungsbeiträge ohne Unkostenzu-
schlag und ohne die für den Lohnausfall an Feiertagen, den Arbeitsausfall infolge
Krankheit und den Urlaub zu leistenden Zahlungen.



5.6.7.8.

Zwischenmeister, die den in Heimarbeit Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Buchstabe d des
Heimarbeitsgesetzes gleichgestellt sind, haben gegen ihren Auftraggeber Anspruch auf
die von ihnen nach den Nummern 1 und 4 nachweislich zu zahlenden Beträge.

Die Beträge nach den Nummern 1,4 und 5 sind gesondert im Entgeltbeleg auszuwei-
sen.

Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden, daß Heimarbeiter (§ 1 Abs. 1 Buchstabe a
des Heimarbeitsgesetzes), die nur für einen Auftraggeber tätig sind und tariflich allge-
mein wie Betriebsarbeiter behandelt werden, Urlaub nach den allgemeinen Urlaubsbe-
stimmungen erhalten.

Auf die in den Nummern 1,4 und 5 vorgesehenen Beträge finden die §§ 23 bis 25, 27
und 28 und auf die in den Nummern 1 und 4 vorgesehenen Beträge außerdem § 21Abs. 

2 des Heimarbeitsgesetzes entsprechende Anwendung. Für die Urlaubsansprüche
der fremden Hilfskräfte der in Nummer 4 genannten Personen gilt § 26 des Heimar-

beitsgesetzes entsprechend.

§ 13 Unabdingbarkeit

(1) Von den vorstehenden Vorschriften mit Ausnahme der §§ 1, 2 und 3 Abs. 1 kann in Ta-
rifverträgen abgewichen werden. Die abweichenden Bestimmungen haben zwischen nicht-
tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern Geltung, wenn zwischen diesen die An-
wendung der einschlägigen tariflichen Urlaubsregelung vereinbart ist. Im übrigen kann, ab-
gesehen von § 7 Abs. 2 Satz 2, von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht zuunguns-
ten des Arbeitnehmers abgewichen werden.

(2) Für das Baugewerbe oder sonstige Wirtschaftszweige, in denen als Folge häufigen
Ortswechsels der von den Betrieben zu leistenden Arbeit Arbeitsverhältnisse von kürzerer
Dauer als einem Jahr in erheblichem Umfange üblich sind, kann durch Tarifvertrag von den
vorstehenden Vorschriften über die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene Grenze hinaus abge-
wichen werden, soweit dies zur Sicherung eines zusammenhängenden Jahresurlaubs für
alle Arbeitnehmer erforderlich ist. Absatz 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

(3) Für den Bereich der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft sowie einer gemäß § 2 Abs. 1
und § 3 Abs. 3 des Deutsche Bahn Gründungsgesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBI. I
S. 2378, 2386) ausgegliederten Gesellschaft und für den Bereich der Nachfolgeunterneh-
men der Deutschen Bundespost kann von der Vorschrift über das Kalenderjahr als Urlaubs-
jahr (§ 1) in Tarifverträgen abgewichen werden.

§ 14 Berlin-Klausel

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4.
Januar 1952 (Bundesgesetzbi. I S. 1) auch im land Berlin.

§ 15 Änderung und Aufhebung von Gesetzen

(1) Unberührt bleiben die urlaubsrechtlichen Bestimmungen des Arbeitsplatzschutzgeset-
zes vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbi. 1 S. 293), geändert durch Gesetz vom 22. März
1962 (Bundesgesetzbi. I S. 169), des Neunten Buches Sozialgesetzbuch des Jugendar-
beitsschutzgesetzes vom 9. August 1960 (Bundesgesetzbi. I S. 665), geändert durch Ge-
setz vom 20. Juli 1962 (Bundesgesetzbi. 1 S. 449), und des Seemannsgesetzes vom 26.
Juli 1957 (Bundesgesetzbi. 11 S. 713), geändert durch Gesetz vom 25. August 1961 (Bun-
desgesetzbi. 11 S. 1391), jedoch wird a) und b) ...



(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die landesrechtlichen Vorschriften über
den Erholungsurlaub außer Kraft. In Kraft bleiben jedoch die landesrechtlichen Bestimmun-
gen über den Urlaub für Opfer des Nationalsozialismus und für solche Arbeitnehmer, die
geistig oder körperlich in ihrer Erwerbsfähigkeit behindert sind.

§ 15a Übergangsvorschrift

Befindet sich der Arbeitnehmer von einem Tag nach dem 9. Dezember 1998 bis zum 1.
Januar 1999 oder darüber hinaus in einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder
Rehabilitation, sind für diesen Zeitraum die seit dem 1. Januar 1999 geltenden Vorschrif-
ten maßgebend, es sei denn, daß diese für den Arbeitnehmer ungünstiger sind.

§ 16 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1963 in Kraft.



Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L)

vom 12. Oktober 2006

in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 2 vom 1. März 2009

Abschnitt IV Urlaub und Arbeitsbefreiung

§ 26 Erholungsurlaub

(1) Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzah-
2

jung des Entgelts (§ 21). Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in
der Kalenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr

bis zum vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage,

bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeitstage und

nach dem vollendeten 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage.

Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Beschäftigten dienstplanmäßig oder
betriebsüblich zu arbeiten haben oder zu arbeiten hätten, mit Ausnahme der auf Ar-
beitstage fallenden gesetzlichen Feiertage, für die kein Freizeitausgleich gewährt wird.
4

Maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe
5

des Kalenderjahres vollendet wird. Bei einer anderen Verteilung der wöchentlichen
Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht oder vermindert sich der Urlaubsan-

6

spruch entsprechend. Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der
mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufge-
rundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben unberücksichtigt.
7

Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt werden; er kann auch
in Teilen genommen werden.

Protokollerkläruno zu .& 26 Absatz 1 Satz 7:

Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden; dabei soll ein Ur-
laubsteil von zwei Wochen Dauer angestrebt werden.

(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben:

a) Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten
des folgenden Kalenderjahres angetreten werden. Kann der Erholungsurlaub
wegen Arbeitsunfähigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis
zum 31. März angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, steht als Erho-
lungsurlaub für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölf tel des Ur-
laubsanspruchs nach Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz bleibt unberührt.



c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs ein-
schließlich eines etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalender-
monat um ein Zwölf tel.

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.

§ 27 Zusatzurlaub

(1) Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs gelten die für die Beamten des jeweiligen Lan-
2

des jeweils maßgebenden Bestimmungen für Grund und Dauer sinngemäß. Die beamt-
rechtlichen Bestimmungen gelten nicht für den Zusatzurlaub für Wechselschichtarbeit,
Schichtarbeit und Nachtarbeit.

(2) Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach § 7 Absatz 1 oder ständig Schicht-
arbeit nach § 7 Absatz 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 1 oder Ab-
satz 8 Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag Zusatzurlaub

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und

b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate.

(3) Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (zum Beispiel ständige Ver-
treter) erhalten Beschäftigte, denen die Zulage nach § 8 Absatz 7 Satz 2 oder Absatz
8 Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub für

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Wechselschichtarbeit geleistet
haben, und

b) je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Schichtarbeit geleistet haben.

(4) Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme
von § 125 SGB IX wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt.
2

Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 35
3

Arbeitstage nicht überschreiten. Satz 2 ist für Zusatzurlaub nach den Absätzen 2 und 3
4

hierzu nicht anzuwenden. Bei Beschäftigten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt
abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 36 Arbeitstagen; § 26 Absatz 1 Satz 4 gilt

entsprechend.

(5) Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b entsprechend,

Protokollerklärung zu .& 27 Absatz 2 und 3:
1

Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder Wech-
selschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz

2

2 oder 3 erfüllt sind. Für die Feststellung, ob ständige Wechselschichtarbeit oder ständige
Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, be-
zahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit in den Grenzen des § 22 unschädlich.



§ 40 Nr. 7 Zu § 26 TV-L -Erholungsurlaub -

§ 26 Absatz 2 gilt in folgender Fassung: 1'(2) Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit

folgenden Maßgaben:

a) Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub bis zum 30. September des folgen-
den Jahres genommen sein.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, steht als Erholungsur-
laub für jeden vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölf tel des Urlaubsanspruchs
nach Absatz 1 zu; § 5 Bundesurlaubsgesetz bleibt unberührt.

c) Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs ein-
schließlich eines etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalendermonat um
ein Zwölf tel.

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt."



Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Ausbildungsberufen
nach dem Berufsbildungsgesetz (TV A-L BBiG)

vom 12. Oktober 2006

§ 9 Urlaub

(1) Auszubildende erhalten Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der Regelun-
2

gen, die für die Beschäftigten des Ausbildenden gelten. Während des Erholungsurlaubs
wird das Ausbildungsentgelt (§ 8 Absatz 1 TVA-L BBiG) fortgezahlt.

(2) Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unterrichts-
freien Zeit zu erteilen und in Anspruch zu nehmen.



8ozialgesetzbuch (8GB) Neuntes Buch (IX)
-Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen -(Artikel 1 des Gesetzes v. 19.
6.2001, BGBl. I 8. 1046

5GB 9

Ausfertigungsdatum:

19.06.2001

Vollzitat .
"Neuntes Buch Sozialgesetzbuch -Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen -
(Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni ZOOl, BGB1. I S. 1046), das zuletzt durch Artikel
2 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGB1. I S. 2495) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art 2 G v. 30.7.2009 I 2495

§ 125 Zusatzurlaub

(1) Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen Urlaub
von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahrj verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit
des schwerbehinderten Menschen auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der
Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit
tarifliche, betriebliche oder sonstige Urlaubsregelungen für schwerbehinderte Menschen
einen längeren Zusatzurlaub vorsehen, bleiben sie unberührt.

(2) Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht während des gesamtenKalenderjahres, 
so hat der schwerbehinderte Mensch für jeden vollen Monat der imBeschäftigungsverhältnis 

vorliegenden Schwerbehinderteneigenschaft einen Anspruch auf
ein Zwölf tel des Zusatzurlaubs nach Absatz 1 Satz 1. Bruchteile von Urlaubstagen, diemindestens 

einen halben Tag ergeben, sind auf volle Urlaubstage aufzurunden. Der so
ermittelte Zusatzurlaub ist dem Erholungsurlaub hinzuzurechnen und kann bei einem nicht
im ganzen Kalenderjahr bestehenden Beschäftigungsverhältnis nicht erneut gemindertwerden.

(3) Wird die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach § 69 Abs. 1 und 2
rückwirkend festgestellt, finden auch für die Übertragbarkeit des Zusatzurlaubs
in das nächste Kalenderjahr die dem Beschäftigungsverhältnis zugrunde liegenden
urlaubsrechtlichen Regelungen Anwendung.
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